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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

§ 21. Zustellungen sind nach dem Zustellgesetz vorzunehmen. § 21. Zustellungen sind nach dem Zustellgesetz – ZustG, BGBl. 
Nr. 200/1982, vorzunehmen. 

§ 33. (1) und (2) ... § 33. (1) und (2) ... 
(3) Die Tage von der Übergabe an einen Zustelldienst im Sinne des § 2 Z 7 

des Zustellgesetzes zur Übermittlung an die Behörde bis zum Einlangen bei dieser 
(Postlauf) werden in die Frist nicht eingerechnet. 

(3) In die Frist werden nicht eingerechnet: 
 1. die Tage von der Übergabe an einen Zustelldienst im Sinne des § 2 Z 7 

ZustG zur Übermittlung an die Behörde bis zum Einlangen bei dieser 
(Postlauf); 

  2. die Zeit von der Versendung eines Anbringens im elektronischen Verkehr 
an die Behörde bis zum Einlangen bei dieser. 

(4) ... (4) ... 
§ 41. (1) ... § 41. (1) ... 
(2) ... Die Verständigung (Kundmachung) über die Anberaumung der 

Verhandlung hat die für Ladungen vorgeschriebenen Angaben einschließlich des 
Hinweises auf die gemäß § 42 eintretenden Folgen zu enthalten. Sie kann unter 
Hinweis auf die gemäß § 39 Abs. 4 eintretenden Folgen die Aufforderung an die 
Parteien enthalten, binnen einer angemessenen, vier Wochen möglichst nicht 
übersteigenden Frist alle ihnen bekannten Tatsachen und Beweismittel geltend zu 
machen. ... 

(2) ... Die Verständigung (Kundmachung) über die Anberaumung der 
Verhandlung hat die für Ladungen vorgeschriebenen Angaben einschließlich des 
Hinweises auf die gemäß § 42 eintretenden Folgen zu enthalten. Sie kann unter 
Hinweis auf die gemäß § 39 Abs. 3 eintretenden Folgen die Aufforderung an die 
Parteien enthalten, binnen einer angemessenen, vier Wochen möglichst nicht 
übersteigenden Frist alle ihnen bekannten Tatsachen und Beweismittel geltend zu 
machen. ... 

§ 44. (1) ... § 43a. (1) ... 
(2) Schriftliche Äußerungen und Mitteilungen von Beteiligten, 

Niederschriften über Beweise, die bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, 
aber außerhalb dieser aufgenommen wurden, Berichte und schriftliche 
Sachverständigengutachten sind der Verhandlungsschrift anzuschließen. Dies ist 
in der Verhandlungsschrift zu vermerken. Teilnehmer an der mündlichen 
Verhandlung dürfen ihre Erklärungen jedoch nicht schriftlich abgeben. 

(2) Schriftliche Äußerungen und Mitteilungen von Beteiligten, 
Niederschriften über Beweise, die bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung, 
aber außerhalb dieser aufgenommen wurden, Berichte und schriftliche 
Sachverständigengutachten sind der Verhandlungsschrift anzuschließen. Dies ist 
in der Verhandlungsschrift zu vermerken. Teilnehmer an der mündlichen 
Verhandlung dürfen ihre Erklärungen jedoch nicht schriftlich abgeben. 

(3) ... (3) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 § 44. (1) Die Behörde kann die Verhandlung, allenfalls auch nur teilweise, 

unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 
durchführen, es sei denn, das persönliche Erscheinen aller beizuziehenden 
Personen vor der Behörde ist unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie 
zweckmäßiger oder aus besonderen Gründen erforderlich. 

 (2) Eine Vertretung gemäß § 10 bei einer Teilnahme unter Verwendung 
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung ist nur zulässig, wenn 
nicht ausdrücklich die Teilnahme der Beteiligten oder ihrer gesetzlichen 
Vertreter selbst verlangt wird. 

 (3) In der Verständigung ist anzugeben, ob der Beteiligte persönlich zu 
erscheinen hat oder ob er unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung teilzunehmen hat oder teilnehmen kann; es kann dem 
Beteiligten darin auch freigestellt werden, in welcher Form er teilnimmt. Soll 
dem Beteiligten eine Teilnahme nur unter Verwendung technischer Einrichtungen 
zur Wort- und Bildübertragung möglich sein, so hat ihm die Behörde gleichzeitig 
eine angemessene Frist zu setzen, innerhalb derer der Beteiligte dagegen 
Widerspruch erheben kann; wird ein solcher Widerspruch rechtzeitig erhoben, 
kann der Beteiligte auch persönlich erscheinen. In der Kundmachung ist als 
Form der Teilnahme jedenfalls das persönliche Erscheinen vorzusehen. Die 
Verständigung und die Kundmachung haben die erforderlichen Angaben zur 
Teilnahme an der Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung und die Angabe, ob der Beteiligte oder sein 
gesetzlicher Vertreter selbst teilzunehmen hat oder ob die Entsendung eines 
Vertreters genügt und welche Folgen an ein Ausbleiben geknüpft sind, zu 
enthalten. Diese Angaben sind auch in die Ladung zu einer Verhandlung unter 
Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 
aufzunehmen und es ist anzugeben, in welcher Form die beizuziehende Person an 
der Verhandlung teilzunehmen hat. Zur Teilnahme unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung kann die Behörde auch Personen 
laden, die ihren Aufenthalt (Sitz) außerhalb des Amtsbereiches der Behörde 
haben. 

 (4) Niederschriften über Verhandlungen unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung bedürfen nur der Unterschrift des 
Verhandlungsleiters und der persönlich erschienenen beigezogenen Personen. 

§ 71. (1) Gegen die Versäumung einer Frist oder einer mündlichen § 71. (1) Gegen die Versäumung einer Frist oder einer mündlichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verhandlung ist auf Antrag der Partei, die durch die Versäumung einen 
Rechtsnachteil erleidet, die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu bewilligen, 
wenn: 

Verhandlung ist auf Antrag der Partei, die durch die Versäumung einen 
Rechtsnachteil erleidet, die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu bewilligen, 
wenn: 

 1. die Partei glaubhaft macht, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder 
unabwendbares Ereignis verhindert war, die Frist einzuhalten oder zur 
Verhandlung zu erscheinen und sie kein Verschulden oder nur ein 
minderer Grad des Versehens trifft, oder 

 1. die Partei glaubhaft macht, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder 
unabwendbares Ereignis verhindert war, die Frist einzuhalten oder an der 
ganzen Verhandlung teilzunehmen und sie kein Verschulden oder nur ein 
minderer Grad des Versehens trifft, oder 

 2. ...  2. ... 
(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung muß binnen zwei Wochen nach dem 

Wegfall des Hindernisses oder nach dem Zeitpunkt, in dem die Partei von der 
Zulässigkeit der Berufung Kenntnis erlangt hat, gestellt werden. 

(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung muß binnen zwei Wochen nach dem 
Wegfall des Hindernisses oder nach dem Zeitpunkt, in dem die Partei von der 
Zulässigkeit des Rechtsmittels Kenntnis erlangt hat, gestellt werden. 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
§ 78a. Von den Bundesverwaltungsabgaben befreit sind § 78a. Von den Bundesverwaltungsabgaben befreit sind 

 1. ...  1. ... 
 2. die Bestimmung der Gebühren der Zeugen, Beteiligten, nichtamtlichen 

Sachverständigen und nichtamtlichen Dolmetscher und 
 2. die Bestimmung der Gebühren der nichtamtlichen Sachverständigen und 

nichtamtlichen Dolmetscher und 
 3. ...  3. ... 

§ 82. (1) bis (23) ... § 82. (1) bis (23) ... 
 (24) § 21, § 33 Abs. 3, § 41 Abs. 2, § 43a, § 44, § 71 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 

und § 78a Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. 

Artikel 2 
Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

§ 42. (1) Die Aufforderung nach § 40 Abs. 2 hat zu enthalten: § 42. (1) Die Aufforderung nach § 40 Abs. 2 hat zu enthalten: 
 1. ...  1. ... 
 2. die Aufforderung, sich entweder binnen der gesetzten Frist schriftlich 

oder zu dem zur Vernehmung bestimmten Zeitpunkt mündlich zu 
rechtfertigen und die der Verteidigung dienlichen Tatsachen und 
Beweismittel der Behörde bekanntzugeben, widrigenfalls die Behörde 
das Strafverfahren ohne seine Anhörung durchführen werde. 

 2. die Aufforderung, sich entweder binnen der gesetzten Frist schriftlich 
oder zu dem zur Vernehmung bestimmten Zeitpunkt mündlich zu 
rechtfertigen und die der Verteidigung dienlichen Tatsachen und 
Beweismittel der Behörde bekanntzugeben, widrigenfalls die Behörde 
das Strafverfahren ohne seine Anhörung durchführen werde. 

 In der Aufforderung (Z 2) kann es dem Beschuldigten auch freigestellt werden, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nach seiner Wahl entweder persönlich zur Vernehmung zu erscheinen oder sich 
unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 
vernehmen zu lassen. 

(2) ... (2) ... 
§ 69. (1) bis (20) ... § 69. (1) bis (20) ... 
(20) § 38 und § 59 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 58/2018, treten mit 1. August 2018 in Kraft. 
(21) § 38 und § 59 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 58/2018, treten mit 1. August 2018 in Kraft. 
 (22) § 42 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 

tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in 
Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 

 § 1. bis § 25. ...  § 1. bis § 25. ... 
  § 25a. Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 

Wort- und Bildübertragung 
 § 26. bis § 48. ...  § 26. bis § 48. ... 
  § 48a. Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 

Wort- und Bildübertragung 
 § 49. bis § 59. ...  § 49. bis § 59. ... 

§ 9. (1) und (2) ... § 9. (1) und (2) ... 
(3) Soweit bei Beschwerden gegen Bescheide gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-

VG eine Verletzung des Beschwerdeführers in Rechten nicht in Betracht kommt, 
tritt an die Stelle der Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit 
stützt, die Erklärung über den Umfang der Anfechtung. 

 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
§ 25. (1) bis (6a) ... § 25. (1) bis (6a) ... 
(6b) Das Verwaltungsgericht kann nach Maßgabe der technischen 

Möglichkeiten eine Vernehmung unter Verwendung technischer Einrichtungen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zur Wort- und Bildübertragung durchführen, es sei denn, das persönliche 
Erscheinen vor dem Gericht ist unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie 
zweckmäßiger oder aus besonderen Gründen erforderlich. 

(6c) bis (8) ... (6c) bis (8) ... 
 Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 

Bildübertragung 
 § 25a. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt 

ist und weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union dem entgegenstehen, kann das Verwaltungsgericht die Verhandlung, 
allenfalls auch nur teilweise, unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung durchführen, es sei denn, das persönliche Erscheinen 
aller beizuziehenden Personen vor dem Verwaltungsgericht ist unter 
Berücksichtigung der Verfahrensökonomie zweckmäßiger oder aus besonderen 
Gründen erforderlich. 

 (2) Eine Vertretung gemäß § 10 AVG bei einer Teilnahme unter Verwendung 
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung ist nur zulässig, wenn 
nicht ausdrücklich die Teilnahme der Beteiligten oder ihrer gesetzlichen 
Vertreter selbst verlangt wird. 

 (3) In der Ladung ist anzugeben, ob die beizuziehende Person persönlich zu 
erscheinen hat oder ob sie unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung teilzunehmen hat oder teilnehmen kann; es kann der 
beizuziehenden Person darin auch freigestellt werden, in welcher Form sie 
teilnimmt. Soll einem Beteiligten eine Teilnahme nur unter Verwendung 
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung möglich sein, so hat 
ihm das Verwaltungsgericht gleichzeitig eine angemessene Frist zu setzen, 
innerhalb derer der Beteiligte dagegen Widerspruch erheben kann; wird ein 
solcher Widerspruch rechtzeitig erhoben, kann der Beteiligte auch persönlich 
erscheinen. Die Ladung hat die erforderlichen Angaben zur Teilnahme an der 
Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung und die Angabe, ob die geladene Person selbst teilzunehmen hat 
oder ob die Entsendung eines Vertreters genügt und welche Folgen an ein 
Ausbleiben geknüpft sind, zu enthalten. 

 (4) Niederschriften über Verhandlungen unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung bedürfen nur der Unterschrift des 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

6 von 11 
2081 der B

eilagen X
X

V
II. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verhandlungsleiters und der persönlich erschienenen Parteien. 

§ 27. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen 
Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid 
und die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- 
und Zwangsgewalt auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf 
Grund der Erklärung über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu 
überprüfen. 

§ 27. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen 
Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid 
und die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- 
und Zwangsgewalt auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) zu 
überprüfen. 

Entscheidungspflicht Entscheidungspflicht 
§ 34. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt 

ist, ist das Verwaltungsgericht verpflichtet, über verfahrenseinleitende Anträge 
von Parteien und Beschwerden ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs 
Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im Verfahren über Beschwerden 
gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG beginnt die Entscheidungsfrist mit dem Einlangen 
der vorgelegten Beschwerde und in den Fällen des § 28 Abs. 7 mit Ablauf der 
vom Verwaltungsgericht gesetzten Frist. Soweit sich in verbundenen Verfahren 
(§ 39 Abs. 2a AVG) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche 
Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maßgeblich. 

§ 34. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt 
ist, ist das Verwaltungsgericht verpflichtet, über verfahrenseinleitende Anträge 
von Parteien und Beschwerden ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs 
Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im Verfahren über Beschwerden 
gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG beginnt die Entscheidungsfrist mit dem Einlangen 
der vorgelegten Beschwerde und in den Fällen des § 28 Abs. 7 mit Ablauf der 
vom Verwaltungsgericht gesetzten Frist. Soweit sich in verbundenen Verfahren 
(§ 39 Abs. 2b AVG) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche 
Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maßgeblich. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
§ 40. (1) ... § 40. (1) ... 
(2) § 8a Abs. 3 bis 10 ist sinngemäß anzuwenden, § 8 Abs. 3 mit der 

Maßgabe, dass der Antrag auch mündlich gestellt werden kann. 
(2) § 8a Abs. 3 bis 10 ist sinngemäß anzuwenden, § 8a Abs. 3 mit der 

Maßgabe, dass der Antrag auch mündlich gestellt werden kann. 
Beweisaufnahme Beweisaufnahme 

§ 46. (1) und (2) ... § 46. (1) und (2) ... 
(3) Niederschriften über die Vernehmung des Beschuldigten oder von 

Zeugen sowie die Gutachten der Sachverständigen dürfen nur verlesen werden, 
wenn 

(3) Niederschriften über die Vernehmung des Beschuldigten oder von 
Zeugen sowie die Gutachten der Sachverständigen dürfen nur verlesen werden, 
wenn 

 1. die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind, ihr Aufenthalt 
unbekannt ist oder ihr persönliches Erscheinen wegen ihres Alters, 
wegen Krankheit oder Behinderung oder wegen entfernten Aufenthaltes 
oder aus anderen erheblichen Gründen nicht verlangt werden kann oder 

 1. die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind, ihr Aufenthalt 
unbekannt ist oder ihr persönliches Erscheinen wegen ihres Alters, 
wegen Krankheit oder Behinderung oder wegen entfernten Aufenthaltes 
oder aus anderen erheblichen Gründen nicht verlangt werden kann und 
ihnen, sofern es sich um im Inland aufhältige Personen handelt, eine 
Teilnahme an der Verhandlung unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung nicht zumutbar ist oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. bis 4. ...  2. bis 4. ... 

(4) ... (4) ... 
 Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 

Bildübertragung 
 § 48a. (1) § 25a ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

  1. In der Ladung darf nur dann angeordnet werden, dass der Beschuldigte 
unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung teilzunehmen hat, wenn er auf das persönliche 
Erscheinen verzichtet hat. 

  2. Zeugen und Beteiligte, die vernommen werden sollen, sind möglichst 
persönlich vorzuladen, es sei denn, der Beschuldigte hätte darauf 
verzichtet. 

 (2) Zeugen, die unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung an der Verhandlung teilnehmen, sind nach dem Aufruf der 
Rechtssache bis zu ihrer Vernehmung von der Teilnahme auszuschließen. 

§ 59. (1) bis (7) ... § 59. (1) bis (7) ... 
 (8) Die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu § 25a und § 48a, § 25a samt 

Überschrift, § 27, § 34 Abs. 1, § 40 Abs. 2, § 46 Abs. 3 Z 1 und § 48a samt 
Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. 
Gleichzeitig treten § 9 Abs. 3 und § 25 Abs. 6b außer Kraft. 

Artikel 4 
Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 

 § 1. bis § 30b. ...  § 1. bis § 30b. ... 
 § 30c. Aktenvorlage  § 30c. Aktenvorlage und -rückstellung 
 § 31. bis § 80. ...  § 31. bis § 80. ... 

§ 25a. (1) bis (4) ... § 25a. (1) bis (4) ...  
(4a) Die Revision ist nicht mehr zulässig, wenn nach Verkündung oder (4a) Die Revision ist nicht mehr zulässig, wenn nach Verkündung oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses ausdrücklich auf die Revision 
verzichtet wurde. Der Verzicht ist dem Verwaltungsgericht schriftlich 
bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Wurde der Verzicht nicht von 
einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen abgegeben, 
so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen 
werden. Ein Verzicht ist nur zulässig, wenn die Partei zuvor über die Folgen des 
Verzichts belehrt wurde. Wurde das Erkenntnis des Verwaltungsgerichts 
mündlich verkündet (§ 29 Abs. 2 VwGVG), ist eine Revision nur nach einem 
Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG durch 
mindestens einen der hiezu Berechtigten zulässig. 

Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses ausdrücklich auf die Revision 
verzichtet wurde. Der Verzicht ist dem Verwaltungsgericht schriftlich 
bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Wurde der Verzicht nicht von 
einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen abgegeben, 
so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen 
werden. Ein Verzicht ist nur zulässig, wenn die Partei zuvor über die Folgen des 
Verzichts belehrt wurde. Wurde das Erkenntnis des Verwaltungsgerichts 
mündlich verkündet (§ 29 Abs. 2 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes – 
VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013), ist eine Revision nur nach einem Antrag auf 
Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG durch mindestens 
einen der hiezu Berechtigten zulässig. 

(5) ... (5) ... 
§ 30a. (1) bis (7) ... § 30a. (1) bis (7) ... 
(8) Auf Fristsetzungsanträge sind die Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden. 

Das Verwaltungsgericht hat dem Verwaltungsgerichtshof den Fristsetzungsantrag 
unter Anschluss der Akten des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat das 
Verwaltungsgericht den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Revision 
an den Verwaltungsgerichtshof zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu 
enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage des Fristsetzungsantrages an den 
Verwaltungsgerichtshof unmittelbar bei diesem einzubringen sind. 

(8) Auf Fristsetzungsanträge sind die Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden. 
Das Verwaltungsgericht hat dem Verwaltungsgerichtshof den Fristsetzungsantrag 
unter Anschluss der Akten des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat das 
Verwaltungsgericht den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage des 
Fristsetzungsantrages an den Verwaltungsgerichtshof zuzustellen; diese 
Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage des 
Fristsetzungsantrages an den Verwaltungsgerichtshof unmittelbar bei diesem 
einzubringen sind. 

(9) und (10) ... (9) und (10) ... 
§ 30b. (1) ... § 30b. (1) ... 
(2) Das Verwaltungsgericht hat dem Verwaltungsgerichtshof den 

Vorlageantrag und die Revision bzw. den Fristsetzungsantrag unter Anschluss der 
Akten des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht den 
Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu 
enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage der Revision bzw. des 
Fristsetzungsantrages an den Verwaltungsgerichtshof unmittelbar bei diesem 
einzubringen sind. 

(2) Das Verwaltungsgericht hat dem Verwaltungsgerichtshof den 
Vorlageantrag und die Revision bzw. den Fristsetzungsantrag unter Anschluss der 
Akten des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht den 
Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Revision bzw. des 
Fristsetzungsantrages an den Verwaltungsgerichtshof zuzustellen; diese 
Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage der 
Revision bzw. des Fristsetzungsantrages an den Verwaltungsgerichtshof 
unmittelbar bei diesem einzubringen sind. 

(3) ... (3) ... 
Aktenvorlage Aktenvorlage und -rückstellung 

§ 30c. Das Verwaltungsgericht kann Vorlageanträge, Revisionen und § 30c. (1) Das Verwaltungsgericht kann Vorlageanträge, Revisionen und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Revisionsbeantwortungen samt Beilagen, Fristsetzungsanträge und Akten des 
Verfahrens im Original, als Ausdruck von elektronischen Dokumenten oder als 
Kopie vorlegen. Der Verwaltungsgerichtshof kann auch die Vorlage im Original 
oder eine Einsicht ins Original anordnen. Die Vorlage kann auch im 
elektronischen Weg erfolgen. 

Revisionsbeantwortungen samt Beilagen, Fristsetzungsanträge und Akten des 
Verfahrens im Original, als Ausdruck von elektronischen Dokumenten oder als 
Kopie vorlegen. Der Verwaltungsgerichtshof kann auch die Vorlage im Original 
oder eine Einsicht ins Original anordnen. Die Vorlage kann auch im 
elektronischen Weg erfolgen. 

 (2) Die vom Verwaltungsgericht vorgelegten Akten des Verfahrens sowie die 
vom Verwaltungsgerichtshof angeforderten Akten von Gerichten und 
Verwaltungsbehörden sind nach Abschluss des Verfahrens des 
Verwaltungsgerichtshofes zurückzustellen. Wurden diese Akten elektronisch 
übermittelt, sind die diesbezüglichen Daten vom Verwaltungsgerichtshof nach 
Abschluss seines Verfahrens zu löschen. 

§ 44. (1) ... § 44. (1) ... 
(2) Hat ein Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof gemäß § 34 

Abs. 3 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes – VwGVG, BGBl. I 
Nr. 33/2013, die Aussetzung eines Verfahrens mitgeteilt, ist eine Ausfertigung 
des Erkenntnisses oder Beschlusses in der vom Verwaltungsgericht bezeichneten 
Rechtssache auch dem Verwaltungsgericht zuzustellen. 

(2) Hat ein Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof gemäß § 34 
Abs. 3 VwGVG die Aussetzung eines Verfahrens mitgeteilt, ist eine Ausfertigung 
des Erkenntnisses oder Beschlusses in der vom Verwaltungsgericht bezeichneten 
Rechtssache auch dem Verwaltungsgericht zuzustellen. 

§ 47. (1) bis (3) ... § 47. (1) bis (3) ... 
(4) In den Fällen des Art. 133 Abs. 6 Z 2 bis 4 und Abs. 8 B-VG haben der 

Revisionswerber und der Rechtsträger im Sinne des Abs. 5 keinen Anspruch auf 
Aufwandersatz. 

(4) In den Fällen des Art. 133 Abs. 6 Z 2 und 3 und Abs. 8 B-VG haben der 
Revisionswerber und der Rechtsträger im Sinne des Abs. 5 keinen Anspruch auf 
Aufwandersatz. 

(5) ... (5) ... 
§ 79. (1) bis (24) ... § 79. (1) bis (24) ... 

 (25) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 30c, § 25a Abs. 4a, § 30a Abs. 8, 
§ 30b Abs. 2, § 30c samt Überschrift, § 44 Abs. 2 und § 47 Abs. 4 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 

§ 20. (1) und (2) ... § 20. (1) und (2) ... 
(3) Insbesondere kann der Referent zur Vorbereitung der Verhandlung die (3) Insbesondere kann der Referent zur Vorbereitung der Entscheidung die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vernehmung von Beteiligten, Zeugen, Sachverständigen und Auskunftspersonen, 
die Vornahme eines Augenscheines, die Herbeischaffung von Urkunden sowie 
Amts- und Gerichtsakten anordnen sowie Auskünfte von Verwaltungsbehörden 
und Gerichten einholen. 

Vernehmung von Beteiligten, Zeugen, Sachverständigen und Auskunftspersonen, 
die Vornahme eines Augenscheines, die Herbeischaffung von Urkunden sowie 
Amts- und Gerichtsakten anordnen sowie Auskünfte von Verwaltungsbehörden 
und Gerichten einholen. 

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 
§ 39. (1) ... § 39. (1) ... 
(2) Zur Vorbereitung der Verhandlung kann den Parteien auch die Erstattung 

weiterer Äußerungen und Gegenäußerungen innerhalb zu bestimmender Fristen 
freigestellt werden. 

(2) Zur Vorbereitung der Entscheidung kann den Parteien auch die 
Erstattung weiterer Äußerungen und Gegenäußerungen innerhalb zu 
bestimmender Fristen freigestellt werden. 

(3) ... (3) ... 
§ 57a. (1) Eine Person, die als Partei einer von einem ordentlichen Gericht in 

erster Instanz entschiedenen Rechtssache wegen Anwendung einer 
gesetzwidrigen Verordnung in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, kann 
einen Antrag stellen, die Verordnung als gesetzwidrig aufzuheben (Art. 139 
Abs. 1 Z 4 B-VG). Die Stellung eines solchen Antrages ist unzulässig: 

§ 57a. (1) Eine Person, die als Partei einer von einem ordentlichen Gericht in 
erster Instanz entschiedenen Rechtssache wegen Anwendung einer 
gesetzwidrigen Verordnung in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, kann 
einen Antrag stellen, die Verordnung als gesetzwidrig aufzuheben (Art. 139 
Abs. 1 Z 4 B-VG). Die Stellung eines solchen Antrages ist unzulässig: 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. im Verfahren gemäß § 52 Abs. 1 des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 – 

WEG 2002, BGBl. I Nr. 70/2002, und § 22 Abs. 1 des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes – WGG, BGBl. Nr. 13/1979; 

 

 5. im Verfahren über die Kündigung von Mietverträgen und über die 
Räumung von Mietgegenständen; 

 

 6. bis 8. ...  6. bis 8. ... 
 9. im Exekutionsverfahren und im Verfahren betreffend einstweilige 

Verfügungen gemäß den Bestimmungen der Exekutionsordnung – EO, 
RGBl. Nr. 79/1896, einschließlich des Verfahrens über die 
Vollstreckbarerklärung; 

 9. im Exekutionsverfahren und im Verfahren betreffend einstweilige 
Verfügungen gemäß den Bestimmungen der Exekutionsordnung – EO, 
RGBl. Nr. 79/1896, einschließlich des Verfahrens über die 
Vollstreckbarerklärung. 

 10. im Verfahren der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, 
insbesondere Auslieferung, Übergabe, Rechtshilfe, gegenseitige 
Anerkennung und Vollstreckung. 

 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 
§ 62a. (1) Eine Person, die als Partei einer von einem ordentlichen Gericht in 

erster Instanz entschiedenen Rechtssache wegen Anwendung eines 
verfassungswidrigen Gesetzes in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, kann 

§ 62a. (1) Eine Person, die als Partei einer von einem ordentlichen Gericht in 
erster Instanz entschiedenen Rechtssache wegen Anwendung eines 
verfassungswidrigen Gesetzes in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einen Antrag stellen, das Gesetz als verfassungswidrig aufzuheben (Art. 140 
Abs. 1 Z 1 lit. d B-VG). Die Stellung eines solchen Antrages ist unzulässig: 

einen Antrag stellen, das Gesetz als verfassungswidrig aufzuheben (Art. 140 
Abs. 1 Z 1 lit. d B-VG). Die Stellung eines solchen Antrages ist unzulässig: 

 1. bis 8. ...  1. bis 8. ... 
 9. im Exekutionsverfahren und im Verfahren betreffend einstweilige 

Verfügungen gemäß den Bestimmungen der EO, einschließlich des 
Verfahrens über die Vollstreckbarerklärung; 

 9. im Exekutionsverfahren und im Verfahren betreffend einstweilige 
Verfügungen gemäß den Bestimmungen der EO, einschließlich des 
Verfahrens über die Vollstreckbarerklärung. 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 
§ 74. (1) und (2) ... § 74. (1) und (2) ... 
(3) Öffentlich Bedienstete sind bei ihrer Vernehmung durch den 

Untersuchungsrichter und in der öffentlichen mündlichen Verhandlung der Pflicht 
zur Amtsverschwiegenheit entbunden. 

(3) Öffentlich Bedienstete sind bei ihrer Vernehmung durch den 
Untersuchungsrichter und in der öffentlichen mündlichen Verhandlung von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit entbunden. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
§ 94. (1) bis (37) ... § 94. (1) bis (37) ... 

 (38) § 20 Abs. 3, § 39 Abs. 2, § 57a Abs. 1 Z 9, § 62a Abs. 1 Z 9 und § 74 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. Gleichzeitig 
tritt § 57a Abs. 1 Z 4, 5 und 10 außer Kraft. 
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